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Aktuelle Steuer-Informationen 

Sonderausgabe zum Jahresende 2017 

 
Alle Jahre wieder ist man überrascht, wie schnell sich das Jahr doch zu Ende neigt. Auch aus steuerlicher 

Sicht gibt es vielleicht noch Aktionsbedarf. Einige Informationen sind steuerliche ‚Evergreens‘, andere 

stehen nur in diesem Jahr im Fokus. 

 

Zum Ende dieses Jahres ist insbesondere auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

 

� Der Grenzwert für geringwertige Wirtschaftsgüter wird ab dem 01.01.2018 von (netto) 410 EUR 

auf (netto) 800 EUR angehoben. Sind Anschaffungen zwischen den beiden Grenzwerten geplant, 

kann es sinnvoll sein, diese erst im Jahr 2018 anzuschaffen. Diese können dann sofort als Aufwand 

berücksichtigt werden, während bei Anschaffung noch im Jahr 2017 eine Abschreibung auf mehrere 

Jahre erfolgen muss. 

 

� Ab dem 01.01.2018 besteht für die Finanzverwaltung die Möglichkeit einer Kassen-Nachschau. 

Spätestens jetzt sollte überprüft werden, ab alle seit dem 01.01.2017 verschärften formalen Anfor-

derungen an die Kassenführung eingehalten werden. 

 

� Nach den Koalitionsverhandlungen ergeben sich erfahrungsgemäß auch noch kurzfristige Steuerän-

derungen. Hier sollte die aktuelle Entwicklung im Auge behalten werden. 

 

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Sonderausgabe zum Jahresende 2017. 

Viel Spaß beim Lesen ! Generell gilt wie immer bei den weniger erfreulichen News: Ich bin nur der Bote ! 

 

Ich wünsche Ihnen und Ihrer Familie eine besinnliche Weihnachtszeit, erholsame Tage zum Jahresende 

und einen guten Rutsch ins neue Jahr 2018. 
 

 

 

Ihr 

Norbert Reuter 

Steuerberater  
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ALLE STEUERZAHLER 

 

Gezielte Verlagerung von privaten Ausgaben zur Minimierung der Steuerbelastung 
 

| In 2018 werden der steuerliche Grundfreibetrag, der Kinderfreibetrag und das Kindergeld geringfügig 

erhöht. Da die Entlastung eher gering sein dürfte, kommt es vor allem auf die persönlichen Verhältnisse 

an, ob Ausgaben vorgezogen oder in das Jahr 2018 verlagert werden sollten. | 

 

Neue Werte in 2018 

 

Der steuerliche Grundfreibetrag – bis zu dieser 

Höhe muss keine Einkommensteuer gezahlt wer-

den – wird im nächsten Jahr um 180 EUR auf 

9.000 EUR steigen. Der Unterhaltshöchstbetrag 

wird entsprechend angepasst. 

 

Beachten Sie | Zum Ausgleich der kalten Pro-

gression werden die Tarifeckwerte im Jahr 2018 

um die geschätzte Inflationsrate des Jahres 2017 

nach rechts verschoben. 

 

Der Kinderfreibetrag wird in 2018 um 72 EUR 

auf 4.788 EUR angehoben. Das Kindergeld 

steigt um jeweils 2 EUR monatlich pro Kind. 

 

Das sollten Sie bei der Verlagerung von Ausga-

ben beachten  

 

Sonderausgaben (zB. Spenden) und außerge-

wöhnliche Belastungen (zB. Arzneimittel) sind 

grundsätzlich in dem Jahr in der Steuererklärung 

anzusetzen, in dem sie gezahlt worden sind. 

Maßgebend ist das sogenannte Zu- und Abfluss-

prinzip. 

 

Dass die Steuerung der Zahlungen für die steu-

erliche Entlastung im Privatbereich entscheidend 

sein kann, musste vor kurzem ein Ehepaar vor 

dem Bundesfinanzhof (12.7.2017, Az. VI R 

36/15) erfahren. Die Kosten für den behinderten-

gerechten Umbau ihres Hauses (165.000 EUR) 

hatten sie komplett in einem Jahr gezahlt. Da ihr 

Gesamtbetrag der Einkünfte niedriger war, 

wirkte sich nur ein Teil der 165.000 EUR steu-

ermindernd aus. Eine Verteilung der außerge-

wöhnlichen Belastungen auf mehrere Jahre lehn-

ten die Richter ab.  

 

Praxishinweis | Bei außergewöhnlichen Belas-

tungen sollte man auch die zumutbare Eigen-

belastung im Blick haben, deren Höhe vom 

Gesamtbetrag der Einkünfte, Familienstand 

und Zahl der Kinder abhängt. Ist abzusehen, 

dass die zumutbare Eigenbelastung in 2017 

nicht überschritten wird, sollten offene Rech-

nungen (nach Möglichkeit) erst in 2018 begli-

chen werden. Ein Vorziehen lohnt sich, wenn 

in 2017 bereits hohe Aufwendungen getätigt 

wurden. 

 

In die Überlegungen sind auch vorhandene Ver-

lustvorträge einzubeziehen, die Sonderausgaben 

oder außergewöhnliche Belastungen eventuell 

wirkungslos verpuffen lassen.  

 

Ist der Höchstbetrag bei Handwerkerleistungen 

(20 % der Lohnkosten, maximal 1.200 EUR) er-

reicht, sollten Rechnungen nach Möglichkeit erst 

in 2018 beglichen werden.  

 

Praxishinweis | Fällt in diesem Jahr zB. auf-

grund von Verlusten aus einer selbstständigen 

Tätigkeit keine Einkommensteuer an, kann 

kein Abzug von der Steuerschuld vorgenom-

men werden. Da die Steuerermäßigung für 

Handwerkerleistungen weder zurück- noch 
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vorgetragen werden kann, ist eine Rechnungs-

begleichung auch in diesen Fällen in 2018 

sinnvoll. 

 

 

 

KAPITALANLEGER 

 

Antrag auf Verlustbescheinigung ist bis zum 15.12.2017 zu stellen 
 

| Erteilen Ehegatten einen gemeinsamen Freistellungsauftrag, kann eine übergreifende Verrechnung von 

Verlusten über alle Konten und Depots der Ehegatten erfolgen. Falls lediglich die übergreifende Ver-

lustverrechnung beantragt werden soll, kann auch ein Freistellungsauftrag über 0 EUR erteilt werden. | 

 

Hat ein Anleger bei einer Bank einen Verlust er-

zielt und bei einer anderen Bank positive Ein-

künfte erwirtschaftet, ist eine Verrechnung zwi-

schen den Banken nicht möglich. In diesen Fäl-

len gibt es folgende Option: Stellt der Steuer-

pflichtige bis zum 15.12. des jeweiligen Jahres 

bei dem Kreditinstitut, bei dem sich der Ver-

lustverrechnungstopf befindet, einen Antrag auf 

Verlustbescheinigung, kann er bei der Veranla-

gung eine Verlustverrechnung vornehmen.  

 

Beachten Sie | Der Verlust wird dann aus dem 

Verrechnungstopf der Bank herausgenommen 

und das Kreditinstitut beginnt 2018 wieder bei 

Null. 

 

 

VERMIETER 

 

Steuerstrategien 2017 / 2018 im Überblick 
 

| Bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung ist primär auf die Einkünfteverlagerung hinzu-

weisen, also etwa auf die Zahlung anstehender Reparaturen noch im laufenden Jahr oder die Steuerung 

von Mietzuflüssen. | 

 

Darüber hinaus sind u. a. folgende Punkte zu be-

achten: 
 

� Beträgt das Entgelt für die Überlassung einer 

Wohnung zu Wohnzwecken weniger als 

66 % der ortsüblichen Marktmiete, dürfen 

die Werbungskosten nur im Verhältnis der 

tatsächlichen Miete zur ortsüblichen Miete 

abgezogen werden. Ist die 66 %-Grenze er-

füllt, ist der volle Werbungskostenabzug zu-

lässig ! 
 

� Sofern in 2017 größere Erhaltungsaufwen-

dungen vorliegen, dürfen diese grundsätz-

lich auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig ver-

teilt werden, was zur längerfristigen Progres-

sionsminderung sinnvoll sein kann. Voraus-

setzung: Es handelt sich um Aufwendungen 

für ein Gebäude im Privatvermögen, das 

überwiegend Wohnzwecken dient. 
 



 
Seite 

END 2017  5 

VERMIETER 

 

Antrag auf Grundsteuererlass bei wesentlicher Ertragsminderung 
 

| Bei erheblichen Mietausfällen in 2017 kann ein teilweiser Erlass der Grundsteuer beantragt werden. | 

 

Voraussetzung ist eine wesentliche Ertragsmin-

derung, die der Steuerpflichtige nicht zu vertre-

ten hat. Diese liegt vor, wenn der normale Roh-

ertrag um mehr als die Hälfte gemindert ist. Ist 

dies der Fall, kann die Grundsteuer um 25 % er-

lassen werden. Fällt der Ertrag in voller Höhe 

aus, ist ein Grundsteuererlass von 50 % möglich. 

 

Beachten Sie | Der Antrag ist bis zu dem auf den 

Erlasszeitraum folgenden 31.3. zu stellen. Da der 

31.3. im nächsten Jahr auf Karsamstag fällt, ver-

schiebt sich das Fristende auf den 3.4.2018. 

 

 

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE 

 

Generelle Maßnahmen für Gewerbetreibende und Freiberufler 
 

| Buchführungspflichtige Unternehmer erreichen eine Gewinnverschiebung bei der Bilanzierung zB. 

dadurch, dass sie Lieferungen erst später ausführen oder anstehende Reparaturen und Beratungsleistun-

gen vorziehen. | 

 

Erfolgt die Gewinnermittlung durch Einnahmen-

Überschussrechnung, reicht zur Gewinnverlage-

rung die Steuerung der Zahlungen über das Zu- 

und Abflussprinzip. Dabei ist die 10-Tage-Regel 

zu beachten, wonach regelmäßig wiederkeh-

rende Einnahmen und Ausgaben innerhalb dieser 

Frist nicht dem Jahr der Zahlung, sondern dem 

Jahr der wirtschaftlichen Zugehörigkeit zuzu-

rechnen sind. 

 

 

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE 

 

Obacht bei der verkürzten Aufbewahrungspflicht von Lieferscheinen 
 

| Insbesondere zum Jahreswechsel stellt sich die Frage, welche Unterlagen vernichtet werden können. 

In diesem Zusammenhang ist auf eine Maßnahme durch das Zweite Bürokratieentlastungsgesetz (BGBl 

I 2017, S. 2143) hinzuweisen. Danach endet die Aufbewahrungsfrist von Lieferscheinen mit dem Erhalt 

oder dem Versand der Rechnung, wenn sie keine Buchungsbelege sind. | 

 

Nimmt die Rechnung jedoch auf den Liefer-

schein Bezug (z. B. hinsichtlich des Lieferzeit-

punkts), wird der Lieferschein zum umsatzsteu- 

erlichen Rechnungsbestandteil und darf auch 

künftig nicht vorzeitig vernichtet werden ! 
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FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE 

 

Höhere Wertgrenzen bei geringwertigen Wirtschaftsgütern: Gestaltungspotenzial sinn-

voll nutzen 
 

| Ab 1.1.2018 gelten bei der Abschreibung geringwertiger Wirtschaftsgüter (GWG) höhere Wertgren-

zen. Was es zu beachten gilt und wie hier (bereits jetzt) gestaltet werden kann, zeigt der nachfolgende 

Überblick. | 

 

Neue Wertgrenzen 

 

Die folgenden (neuen) Grenzen gelten für GWG, 

die nach dem 31.12.2017 angeschafft, hergestellt 

oder in das Betriebsvermögen eingelegt werden: 
 

� Der eigentliche Grenzwert für GWG wurde 

von derzeit 410 EUR auf 800 EUR erhöht.  
 

� Beachten Sie | Die Anhebung der GWG-

Grenze auf 800 EUR gilt nicht nur für Un-

ternehmer, sondern auch für alle anderen 

Steuerzahler, wie z. B. Arbeitnehmer oder 

Vermieter. 
 

� Alternativ zum Sofortabzug können GWG in 

einen Sammelposten eingestellt und über 

fünf Jahre abgeschrieben werden (Poolab-

schreibung). Die Wertuntergrenze wurde 

von 150 EUR auf 250 EUR angehoben. Die 

Obergrenze (1.000 EUR) bleibt bestehen. 
 

� Auch die Wertgrenze für die Aufzeich-

nungspflichten bei der Sofortabschreibung 

wurde von 150 EUR auf 250 EUR angeho-

ben. 

 

Praxishinweis | Bei den vorgenannten Grenzen 

ist stets der Nettobetrag maßgebend. Hierbei 

kommt es nicht darauf an, ob der Umsatzsteu-

erbetrag als Vorsteuer tatsächlich abziehbar 

ist. 

 

Erwirbt ein Unternehmen im Jahr 2018 GWG, 

hat es hinsichtlich des Sofortabzugs bzw. der 

Abschreibung folgende steuerliche Wahlrechte: 

 

Übersicht über die Wahlrechte 

� Grundsatz: Abschreibung über betriebs-

gewöhnliche Nutzungsdauer 

� bis 250 EUR: Sofortabzug ohne beson-

dere Aufzeichnungspflicht (Wahlrecht) 

� ab 250,01 bis 800 EUR: Sofortabzug oder 

Poolabschreibung (Wahlrecht) 

� ab 800,01 bis 1.000 EUR: Poolabschrei-

bung (Wahlrecht) 

 

Beachten Sie | Soll ein Sammelposten gebildet 

werden, sind hierin alle in einem Wirtschaftsjahr 

angeschafften, hergestellten oder eingelegten 

Wirtschaftsgüter mit Aufwendungen von 250,01 

bis 1.000 EUR zu erfassen. 

 

Praxishinweis | Die Wahlrechte gelten nur für 

die Gewinneinkünfte und damit gleichfalls für 

bilanzierende Unternehmer sowie für Einnah-

men-Überschuss-Rechner. 
 

Im Rahmen der Überschusseinkünfte (z. B. 

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit oder 

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung) 

kann kein Sammelposten gebildet werden. 

Hier kann aber ein Sofortabzug als Werbungs-

kosten bei Aufwendungen von bis zu 800 

EUR (netto) erfolgen. 
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Voraussetzungen 

 

Damit ein GWG vorliegt, müssen drei Voraus-

setzungen erfüllt sein:  
 

� Es handelt sich um ein abnutzbares bewegli-

ches Wirtschaftsgut des Anlagevermögens, 
 

� das Wirtschaftsgut ist selbstständig nutzbar 

und 
 

� die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 

überschreiten die normierten Höchstgrenzen 

nicht. 

 

Bei der Frage, ob das Wirtschaftsgut selbststän-

dig nutzbar ist, helfen die Einkommensteuer-

Hinweise (EStH) der Verwaltung weiter. Unter 

H 6.13 EStH gibt es nämlich ein ABC der selbst-

ständig und nicht selbstständig nutzbaren Wirt-

schaftsgüter. 

 

Selbstständig nutzbare Wirtschaftsgüter sind 

beispielsweise die Einrichtungsgegenstände in 

Büros und Werkstätten. Demgegenüber sind Pe-

ripheriegeräte einer PC-Anlage nicht selbststän-

dig nutzbar. Sogenannte Kombinationsgeräte 

und externe Datenspeicher fallen jedoch nicht 

darunter und sind somit „begünstigt“. 

 

Gestaltung durch Nutzung eines Investitionsab-

zugsbetrags 

 

Durch die erhöhten Wertgrenzen kann es sich 

anbieten, anstehende Investitionen nicht noch in 

diesem Jahr, sondern erst ab Januar 2018 durch-

zuführen, um so von einem sofortigen Abzug zu 

profitieren. Aber auch für Jahre vor 2018 kann 

die Grenze von 410 EUR „angehoben“ werden. 

Dies funktioniert durch den 40 %igen Abzug für 

Investitionsabzugsbeträge. 

 

Beispiel 

Der bilanzierende Einzelunternehmer A hat 

für den Veranlagungszeitraum 2016 einen In-

vestitionsabzugsbetrag in Höhe von 1.000 

EUR beansprucht. In 2017 erwirbt er ein 

Notebook mit Anschaffungskosten von 683 

EUR. 
 

Frage: Wie kann in diesem Fall gestaltet wer-

den? 
 

A kann (Wahlrecht) dieser Investition den In-

vestitionsabzugsbetrag aus 2016 in Höhe von  

273 EUR (683 EUR x 0,4) zuordnen. Demzu-

folge würden sich die Anschaffungskosten für 

das Notebook um 273 EUR verringern, sodass 

ein Betrag von 410 EUR verbleibt, für den in 

2017 ein sofortiger Betriebsausgabenabzug 

erfolgen kann. 

 

Beachten Sie | Von dem Investitionsabzugs-

betrag verbleiben somit noch 727 EUR, die 

für Investitionen in den Jahren 2017, 2018 

und 2019 genutzt werden können. 
 

 

 

FREIBERUFLER UND GEWERBETREIBENDE 

 

Wichtiges zur Kassen-Nachschau 2018 und zur Verfahrensdokumentation 
 

| Durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen (BGBl I 2016, S. 

3152) erhält die Finanzverwaltung ab dem 1.1.2018 die Möglichkeit einer Kassen-Nachschau. | 
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Zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Auf-

zeichnungen und Buchungen von Kasseneinnah-

men und Kassenausgaben können Finanzbeamte  

� ohne vorherige Ankündigung,  

� außerhalb einer Außenprüfung und 

� während der üblichen Geschäfts- und Ar-

beitszeiten Geschäftsgrundstücke oder Ge-

schäftsräume von Steuerpflichtigen betreten,  

um Sachverhalte festzustellen, die für die Be-

steuerung erheblich sein können.  

 

Die von der Kassen-Nachschau betroffenen 

Steuerpflichtigen haben dem Amtsträger auf 

Verlangen Aufzeichnungen, Bücher sowie die 

für die Kassenführung erheblichen sonstigen Or-

ganisationsunterlagen vorzulegen. 

 

Verfahrensdokumentation 

 

In diesem Zusammenhang ist auch auf die soge-

nannte Verfahrensdokumentation hinzuweisen. 

Diese besteht in der Regel aus einer allgemeinen 

Beschreibung, einer Anwender-, einer techni-

schen System- und einer Betriebsdokumentation.  

 

Beachten Sie | Das Erfordernis einer Verfahrens-

dokumentation ergibt sich bereits aus den 

„Grundsätzen zur ordnungsmäßigen Führung 

und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnun-

gen und Unterlagen in elektronischer Form so-

wie zum Datenzugriff (kurz: GoBD)“. Dieses 

Schreiben des Bundesfinanzministeriums 

(14.11.2014, BStBl I 2014, S. 1450) ist bereits 

seit Anfang 2015 in Kraft. Danach muss für je-

des Datenverarbeitungssystem (= DV-System) 

eine übersichtlich gegliederte Verfahrensdoku-

mentation vorhanden sein, aus der Inhalt, Auf-

bau, Ablauf und Ergebnisse des DV-Verfahrens 

vollständig und schlüssig ersichtlich sind.  

 

Praxishinweis | Soweit eine fehlende oder un-

genügende Verfahrensdokumentation die 

Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit 

nicht beeinträchtigt, liegt kein formeller Man-

gel mit sachlichem Gewicht vor, der zum Ver-

werfen der Buchführung führen kann. Darauf 

weist die Finanzverwaltung in ihren GoBD 

ausdrücklich hin. 
 

Dennoch ist (soweit noch nicht erfolgt) drin-

gend anzuraten, eine Verfahrensdokumenta-

tion zu verfassen. Denn kommt es neben for-

mellen auch zu materiellen Beanstandungen 

bei einer Betriebsprüfung, dürfte der Umstand 

der fehlenden Verfahrensdokumentation 

„schätzungserhöhend“ wirken. 
 

 

 

GESELLSCHAFTER UND GESCHÄFTSFÜHRER VON KAPITALGESELLSCHAFTEN 

 

Änderungsbedarf bei Verträgen überprüfen 
 

| Wie in jedem Jahr sollten zwischen GmbH und (beherrschenden) Gesellschafter-Geschäftsführern ge-

troffene Vereinbarungen auf ihre Fremdüblichkeit und Angemessenheit hin überprüft werden. Die ent-

sprechende Dokumentation mindert das Risiko einer verdeckten Gewinnausschüttung. | 

 

Sollen ab 2018 neue Vereinbarungen getroffen 

oder bestehende verändert werden, ist dies zeit-

nah schriftlich zu fixieren. Vertragsinhalte wir-

ken sich bei beherrschenden Gesellschaftern 

nämlich steuerlich nur aus, wenn sie im Voraus 

getroffen und tatsächlich wie vereinbart durch-

geführt werden. Insbesondere die Gesellschaf-
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ter-Geschäftsführer-Bezüge sind mit der allge-

meinen Gehaltsstruktur und der individuellen 

Gewinnlage abzugleichen.

 

 

ARBEITGEBER 

 

Neuerungen für das Lohnbüro: Betriebsrentenstärkungsgesetz, Mindestlohn & Co. 
 

| Durch das Betriebsrentenstärkungsgesetz (BGBl I 2017, S. 3214) soll die betriebliche Altersversorgung 

(bAV) in kleinen und mittelständischen Betrieben besser verbreitet werden. Herzstück des Gesetzes, 

das im Wesentlichen zum 1.1.2018 in Kraft tritt, ist das Sozialpartnermodell mit der Möglichkeit der 

reinen Beitragszusage, dh. ohne Mindest- bzw. Garantieleistungen. | 

 

Daneben kommt es zu weiteren Änderungen. 

Dies sind ua.: 
 

� Der steuerliche Förderumfang des § 3 Nr. 63 

Einkommensteuergesetz (EStG) wird von 

4 % der Beitragsbemessungsgrenze auf 8 % 

ausgeweitet. Der Aufstockungsbetrag von 

1.800 EUR entfällt.  
 

� Arbeitgeber, die für Geringverdiener (Brut-

toeinkommen maximal 2.200 EUR monat-

lich) mindestens 240 EUR bis zu 480 EUR 

im Jahr an Beiträgen zugunsten einer bAV 

aufwenden, erhalten 30 % des Arbeitgeber-

beitrags über eine Verrechnung mit der 

Lohnsteuer zurück. 

 

Praxishinweis | Wegen der Änderungen soll 

das BMF-Schreiben vom 24.7.2013 „Steuerli-

che Förderung der privaten Altersvorsorge 

und betrieblichen Altersversorgung“ noch in 

2017 in einer überarbeiteten Fassung veröf-

fentlicht werden. Ein Entwurf wurde an die 

Verbände geschickt, die sich bis zum 

13.10.2017 äußern konnten. 

 

 

 

 

Digitale Lohn-Schnittstelle 

 

Ab 1.1.2018 müssen Arbeitgeber der Finanzbe-

hörde die aufzuzeichnenden lohnsteuerrelevanten 

Daten nach einer amtlich vorgeschriebenen ein-

heitlichen digitalen Schnittstelle (Digitale Lohn-

Schnittstelle DLS) elektronisch bereitstellen 

(BMF-Schreiben vom 26.5.2017, Az. IV C 5 - S 

2386/07/0005:001). Damit ist die bisherige, reine 

Empfehlung zur Anwendung der DLS überholt. 

 

Mindestlohn 

 

Der gesetzliche Mindestlohn beträgt auch im 

nächsten Jahr 8,84 EUR pro Stunde.  

 

Beachten Sie | Neben dem gesetzlichen Mindest-

lohn gibt es zahlreiche Branchen-Mindestlöhne. 

Der Pflegemindestlohn steigt im nächsten Jahr 

von derzeit 10,20 EUR (West inkl. Berlin) sowie 

9,50 EUR (Ost) in 2018 auf 10,55 EUR (West 

inkl. Berlin) sowie 10,05 EUR (Ost). 

 

Meldeverfahren: Kennzeichen Saisonarbeitneh-

mer 

 

Wer als Arbeitgeber ab 1.1.2018 Saisonkräfte 

für sich arbeiten lässt, muss bei der Anmeldung 
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zur Sozialversicherung das Kennzeichen „Sai-

sonarbeitnehmer“ angeben (Besprechungsergeb-

nis der Spitzenverbände in der Sozialversiche-

rung zum gemeinsamen Meldeverfahren vom 

28.6.2017, TOP 5). 

 

Dadurch können die Kassen das weitere Kran-

kenversicherungsverhältnis bereits während des 

Beschäftigungsverhältnisses klären. Dieses Ver-

fahren läuft dann direkt zwischen der Kranken-

kasse und der Saisonkraft ab – eine Erleichte-

rung für Arbeitgeber. 

 

Neues Mutterschutzrecht 

 

Die wesentlichen Neuerungen des „Gesetzes zur 

Neuregelung des Mutterschutzrechts“ (BGBl I 

2017, S. 1228) treten zum 1.1.2018 in Kraft. Ne-

ben der Ausweitung des Anwendungsbereichs 

(zB. Frauen in betrieblicher Berufsbildung und 

Praktikantinnen im Sinne von § 26 des Berufs-

bildungsgesetzes) ist das Gesetzesziel insbeson-

dere, dass (werdende) Mütter die Möglichkeit 

bekommen, ihre Beschäftigung weiter ausüben 

zu können.  

 

Beachten Sie | Jeder einzelne Arbeitsplatz muss 

auf „unverantwortbare“ Gefährdungen hin über-

prüft werden. Die bisherigen Gefährdungsbeur-

teilungen sind eventuell nicht mehr ausreichend 

oder müssen nachgeholt werden. Auch sind die 

innerbetrieblichen Regelungen zu Beschäfti-

gungsverboten zu prüfen und gegebenenfalls an-

zupassen. Zu den Prüfungen gehören jeweils ent-

sprechende Dokumentations- und Informations-

pflichten. 

 

 

ARBEITNEHMER 

 

Interessante Aspekte zum steuerlichen Jahreswechsel 2017 / 2018 
 

| Für Arbeitnehmer kann es vorteilhaft sein, berufsbezogene Ausgaben oder variable Gehaltsbestandteile 

vorzuziehen oder in das nächste Jahr zu verlagern. Maßgebend ist grundsätzlich das Zu- und Abfluss-

prinzip. Sofern die Werbungskosten insgesamt unter dem Pauschbetrag von 1.000 EUR liegen werden, 

sollten noch ausstehende Aufwendungen (zB. für Fachliteratur oder Arbeitsmittel) nach Möglichkeit in 

das Jahr 2018 verschoben werden. | 

 

Spätestens zum Jahresende sollten Arbeitgeber 

und Belegschaft prüfen, ob die vielseitigen Mög-

lichkeiten von steuerfreien und begünstigten 

Lohnbestandteilen optimal ausgeschöpft wur-

den. Darunter fallen zB. Sachbezüge unter Aus-

nutzung der monatlichen Freigrenze von 44 EUR 

oder der Rabattfreibetrag von 1.080 EUR (jähr-

lich) für vom Betrieb angebotene Waren. 

 

 

 

Neuerungen bei der Steuerklassenwahl ab 2018 

 

Ab 2018 gibt es durch das Steuerumgehungsbe-

kämpfungsgesetz (BGBl I 2017, S. 1682) bei der 

Steuerklassenkombination von Ehegatten inso-

weit Neuerungen, als bei einer Eheschließung 

beide Ehegatten automatisch in die Steuerklasse 

IV eingestuft werden – und zwar auch dann, 

wenn nur einer der Ehegatten ein Gehalt bezieht. 

Wenn dies ungünstig ist, ist ein Steuerklassen-

wechsel selbstverständlich möglich. 
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Beachten Sie | Bei der Wahl der „günstigsten“ 

Steuerklassenkombination ist zu berücksichti-

gen, dass die gewählte Kombination auch die 

Höhe der Lohnersatzleistungen oder des Eltern-

gelds beeinflussen kann.  

 

Neu ist ab 2018 auch, dass der Wechsel von der 

Steuerklasse III oder V in die Steuerklasse IV 

auf Antrag nur eines Ehegatten möglich ist. Dies 

hat dann zur Folge, dass beide Ehegatten in die 

Steuerklasse IV eingereiht werden. Dadurch soll 

sichergestellt werden, dass die Steuerklassen-

kombination III/V nur zur Anwendung kommt, 

wenn und solange beide Ehegatten dies wollen. 

 

 

Haftungsausschluss 

Der Inhalt dieses Steuer-Newsletters ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. Die 

Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es notwendig, Haftung und Gewähr 

auszuschließen. Der Steuer-Newsletter ersetzt nicht die individuelle persönliche Beratung; für Entschei-

dungen, welche der Leser nur aufgrund dieses Steuer-Newsletters ohne eine diesbezügliche persönliche 

Beratung trifft, wird keine Haftung übernommen. 

 

 

Wenn einzelne Themen Ihr Interesse gefunden haben und Sie noch Verständnisprobleme, Fragen und 
Hinweise haben oder eine weitergehende Beratung wünschen, setzen Sie sich bitte mit der Kanzlei in 
Verbindung: 
 
per Telefon: 03733 / 6759465 
per Telefax: 03733 / 6759469 
per E-Mail: info@nr-stb.tax 


